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Anfrage 1: Ein Jahr nach der Ankündigung des Senats Bovenschulte weiterhin keine 
Brückenbaugesellschaft am Horizont! 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wann gründet der Senat die im Februar 2025 angekündigte Brückenbaugesellschaft, und 
welcher Zeitplan ist dafür vorgesehen? 
 
2. Aus welchen Gründen ist die Gründung bislang nicht erfolgt (zum Beispiel rechtliche, 
organisatorische oder finanzielle Hindernisse), und welche konkreten Schritte unternimmt 
der Senat, um diese Hürden zu beseitigen? 
 
3. Welche finanziellen Mittel sind für die Brückenbaugesellschaft in den Haushalten 
2026/2027 vorgesehen (Personal- und Sachmittel, Investitionsmittel), und in welchen 
Haushaltsstellen/Produktbereichen sind diese veranschlagt? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
Vorrangiges Ziel des Senats im Rahmen seiner Brückenstrategie ist es, zunächst zügig den 
Ersatzneubau der Bürgermeister-Smidt-Brücke voranzubringen. Grundsätzlich sind 
allerdings für viele Brücken Ersatzneubauten in den kommenden 20 Jahren erforderlich. 
Daher hat die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung vor rund einem Jahr 
angekündigt, die Gründung einer eigenen Brückenbaugesellschaft zu prüfen. Vorrangiges 
Ziel war es, eine verlässliche Struktur für die Umsetzung großer Brückenneubauten zu 
schaffen sowie flexibler bei der Gewinnung hochspezialisierter Fachkräfte, insbesondere 
im Bereich Brückenbau, zu werden. Durch die Entscheidungen auf Bundesebene mit dem 
Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 
(LuKIFG) haben sich zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten ergeben, die intensiv geprüft 
werden. Der unmittelbare Finanzierungsdruck ist damit geringer geworden. Zudem sind bei 
einer zunächst erfolgenden Konzentration auf den Ersatzneubau Bürgermeister-Smidt-
Brücke die Stärkung interner Strukturen und der gezielte Aufbau zusätzlicher personeller 
Kapazitäten zunächst ausreichend, um Planung und Umsetzung zu beschleunigen. Daher 
wird die Gründung einer Brückenbaugesellschaft aktuell nicht forciert. Perspektivisch 
bewertet die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung mit Blick auf die 
notwendigen weiteren Brückenerneuerungen eine Brückenbaugesellschaft aber weiterhin 
als grundsätzlich sinnvoll, vorrangig ist aber aktuell eben die schnellstmögliche Erneuerung 
der Bürgermeister-Smidt-Brücke. 
Hierzu prüft die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung sorgfältig, welches 
Organisations- und Vergabemodell das Vorhaben am effizientesten und mit Tempo 
voranbringen kann. Hierzu werden interne Strukturen gestärkt und gezielt zusätzliche 
Kapazitäten aufgebaut, um Planung und Umsetzung zu beschleunigen. Es geht daher nicht 
vorrangig um eine neue Brückenbaugesellschaft als Organisationsform an sich, sondern 
um Tempo, Qualität und Verlässlichkeit beim Brückenersatzneubau. 
Zu Frage 3: 
Die Finanzierung der nächsten Schritte zum Ersatzneubau der Bürgermeister-Smidt-
Brücke ist wie folgt vorgesehen: Bereits für die ersten notwendigen Schritte – 
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insbesondere für die Startmaßnahmen und das Gründungsgutachten als Grundlage der 
weiteren Planung – stehen mit der ersten Tranche der Förderung aus dem Länder-und-
Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) notwendige Finanzmittel in Höhe 
von 2,0 Mio. Euro zur Verfügung. Die Finanzierung von zwei zusätzlichen Stellen im Ressort 
wurde durch den Senat bereits im Dezember 2025 beschlossen. 
 
 
Anfrage 2: Folgen der Teilrekommunalisierung – wie stark sind die Personalkosten 
in der Abfallwirtschaft gestiegen? 
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
der CDU 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie haben sich die Tarifsteigerungen in den Jahren seit 2016 auf die Kosten der 
Abfallwirtschaft, die in Drucksache 21/618 S beschrieben werden, ausgewirkt (bitte mit 
jährlicher Kostensteigerung unter Angabe der Gesamtanzahl der Mitarbeiter des 
betreffenden Unternehmens)? 
 
2. Die Kosten im Kunden- und Gebührenmanagement haben sich (gemäß Tabelle 7, 
Drucksache 21/618 S) fast verdoppelt, inwiefern sind die Kosten auf Neueinstellungen und 
Tarifsteigerungen zurückzuführen (bitte Anzahl der Neueinstellungen nach Sachbereich 
und Gehaltsgruppe gliedern)? 
 
3. Was hat der Senat bisher unternommen, um die Verwaltungskosten zu reduzieren, und 
was wird der Senat tun, um dem Trend in Zukunft entgegenzuwirken (bitte in der Antwort 
zwischen Verwaltungskosten und den betrieblichen Kosten [beispielsweise bei den 
Recyclingstationen] unterscheiden)? 
 
Zu Frage 1: 
Da Die Bremer Stadtreinigung erst seit 2018 besteht und die Rekommunalisierung 
teilweise unterjährig erfolgt ist, können keine vergleichbaren Werte ab 2016 ermittelt 
werden. Der Anteil der Tariferhöhungen an der Steigerung der Personalkosten zum Vorjahr 
liegt 2019 bei 3%, 2020 bei 8%, 2021 bei 40%, 2022 bei 27%, 2023 bei 0% sowie 2024 
bei 47%. Nicht berücksichtigt sind automatische Stufenaufstiege und Veränderungen bei 
der Umlage der „Overhead-Kosten“. Im Jahr 2018 waren 122 Vollzeitäquivalente in der 
Sparte Abfallwirtschaft besetzt. Bis zum Jahr 2024 stiegen diese auf 179 an. 
Zu Frage 2: 
Die Ist-Kosten im Bereich Kundenservice und Gebührenvollzug sind von 2019 bis 2024 
von 3,5 auf 4,8 Millionen EUR pro Jahr gestiegen. Im Zeitraum 2018 bis 2024 wurden im 
Bereich Kundenservice und Gebührenvollzug 4,5 sowie im Vertragsmanagement 2,5 
Vollzeitäquivalente geschaffen. Davon sind drei Stellen als Entgeltgruppe 6, eine Stelle als 
Entgeltgruppe 8, zwei Stellen als Entgeltgruppe 9 und eine Stelle als Entgeltgruppe 11 
bewertet.   
Zu Frage 3: 
Wirtschaftliches Handeln ist der oberste Anspruch der Bremer Stadtreinigung. Dabei wird 
laufend geprüft, inwieweit die Kosten eingespart und die Effizienz gesteigert werden kann. 
Sie hat deshalb unternehmensweit das strategische Projekt „Kostenkompass“ initiiert. 
Hierbei wurden auf der Basis 2024 sämtliche Kosten analysiert und in Rahmen von 
Workshops mit den Fachabteilungen Kosteneinsparungspotentiale identifiziert. Die 
erkannten Potentiale werden in Abhängigkeit der Umsetzungsmöglichkeiten kurz,- mittel- 
oder langfristig gehoben. Zudem tragen Digitalisierungsprojekte wie etwa der digitale 
Abfallkalender zur Kosteneinsparungen bei. 
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Anfrage 3: Senat Bovenschulte und das Anwohnerparken: Viel geredet, wenig 
geregelt? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
der CDU 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Gespräche hat der Senat im Jahr 2025 mit privaten Parkplatzbetreibern 
beziehungsweise -eigentümern zur Mitnutzung von Stellplätzen außerhalb der 
Öffnungszeiten geführt, und mit welchen Ergebnissen? 
 
2. Wann ist in Bremen die Einführung eines Buchungs- beziehungsweise Anmietmodells 
geplant, mit dem Anwohnerinnen und Anwohner Stellplätze auf privaten Flächen (zum 
Beispiel Supermarktparkplätzen) in den Abend- und Nachtstunden nutzen können, und 
welche rechtlichen, organisatorischen und technischen Voraussetzungen sind dafür 
vorgesehen? 
 
3. Wann ist ein entsprechendes Modell für Stellplätze in öffentlicher Hand (zum Beispiel 
Behörden-, Schul- oder sonstige öffentliche Parkplätze) vorgesehen, und welche 
Pilotflächen, Zeiträume und Konditionen (Kosten, Zugangsregelungen, Kontrolle) sind 
geplant? 
 
Zu Frage 1:  
2024 und 2025 führte das Ressort für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung Gespräche mit 
den Center-Managements von Rewe- und Lidl-Filialen, dem Walle-Center, sowie mit 
unterschiedlichen Parkraumdienstleistern. Dabei wurde das Konzept der Mehrfachnutzung 
von Stellplätzen außerhalb der regulären Öffnungszeiten vorgestellt und hinsichtlich 
potenzieller Standorte sowie möglicher Rahmenbedingungen erörtert. Im Zuge dieser 
Gespräche wurden insbesondere bauordnungsrechtliche sowie zivil- und vertragsrechtliche 
Fragestellungen identifiziert. Diese bedürfen vor einer möglichen Umsetzung eines 
Pilotprojektes einer vertieften Prüfung. Die entsprechenden Prüfprozesse wurden 
eingeleitet: Seitens der Grundstückseigentümer erfolgt derzeit eine Überprüfung 
bestehender Miet- und Nutzungsverträge; parallel werden die bauordnungsrechtlichen 
Fragestellungen durch die zuständige Bauaufsicht bewertet. Das Ressort steht dazu in 
Kontakt mit den jeweiligen Eigentümern und unterstützt die Umsetzung, die jedoch durch 
den Eigentümer mit einem Parkraumdienstleister erfolgt.  
Zu Frage 2: 
Seit Mitte September 2025 ist im Rahmen eines Pilotprojektes die Buchung eines 
Stellplatzes außerhalb der Öffnungszeiten auf dem Parkplatz eines Netto-Marktes in der 
Admiralstraße im Stadtteil Findorff möglich. Die Buchungs- und Anmietmodelle werden im 
Falle einer Mehrfachnutzung durch die jeweiligen privaten Parkraumdienstleister 
bereitgestellt und betrieben. Die konkreten Voraussetzungen sowie die 
Nutzungsbedingungen werden zwischen den Grundstückseigentümern und den 
Dienstleistern vertraglich geregelt. Die Umsetzung erfolgt durch privatwirtschaftliche 
Verträge. 
Zu Frage 3: 
Im Rahmen der Neuordnung des Parkens wird auch die Mehrfachnutzung öffentlich 
zugänglicher innerstädtischer Parkflächen geprüft, zunächst im Pilotprojekt Neustadt-West. 
Konkrete Festlegungen zu Flächen, Zeiträumen, Kosten, Zugangsregelungen oder 
Kontrollmechanismen bestehen noch nicht und sollen im weiteren Planungsprozess unter 
Berücksichtigung der Standortbedingungen entwickelt werden. Ziel ist es, belastbare 
Erkenntnisse für eine mögliche Ausweitung des Modells zu gewinnen. 
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Anfrage 4: Wie lange braucht der Senat Bovenschulte für den Bau eines 
Parkhauses? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
der CDU 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie sieht der aktuelle Zeitplan für das Parkhaus am Klinikum Bremen-Mitte aus 
(inklusive der vorgesehenen Ausschreibungen), wann erfolgt der Abriss des Bettenhauses, 
und wann ist der Start des Neubaus geplant? 
 
2. Wann ist die Fertigstellung des Parkhauses vorgesehen? 
 
3. Wie viele Stellplätze wird das Parkhaus insgesamt umfassen, und wie viele davon sind 
als Quartiersgarage für die Nachbarschaft vorgesehen? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
Die Grundstücksentwicklungsgesellschaft Klinikum Bremen-Mitte GmbH & Co. KG strebt 
den hier dargestellten Projektverlauf an. Dieser steht noch unter dem Vorbehalt der 
abschließenden Klärung der Vergabesystematik. 
Der Grundstücksverkauf soll in 2026 vollzogen werden. Dabei ist ein Direktverkauf an die 
Brepark ein bevorzugtes Szenario. 
In 2027 kann nach erfolgtem Freizug durch die Gesundheit Nord der Abbruch des 
Bettenhauskomplexes erfolgen, so dass in 2028 das Grundstück geliefert und in 2029 das 
Parkhaus in Betrieb gehen kann. 
Zu Frage 3: 
Das Parkhaus wird voraussichtlich etwa 950 Kfz-Stellplätze und 400 Fahrradabstellplätze 
aufweisen. Ca. 250 aus benachbarten NHV-Projekten resultierende, notwendige Kfz-
Stellplätze werden als grundstücksbezogene Stellplatzbaulasten im Klinikparkhaus 
gesichert.  
 
 
Anfrage 5: Zentrale Notaufnahme am Klinikum Bremen-Mitte: Ist jede Notaufnahme 
ein Notfall? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie hoch ist der Anteil der Patientinnen und Patienten, die selbst in der Zentralen 
Notaufnahme am Klinikum Bremen-Mitte vorstellig werden, im Vergleich zu Einweisungen 
durch Rettungsdienst oder niedergelassene Ärzte? 
2. Wie viele Patientinnen und Patienten werden durchschnittlich in den einzelnen 
Dringlichkeitsstufen erfasst, und wie hat sich der Anteil der nicht dringlichen Fälle 
entwickelt? 
 
3. Wie wird mit Patientinnen und Patienten verfahren, die nach Ersteinschätzung keinen 
akut behandlungsdürftigen Notfall darstellen? 
 
Zu Frage 1: 
Eine vollständige Gesamtauswertung der Patientinnen und Patienten, die selbst in der 
Zentralen Notaufnahme am Klinikum Bremen-Mitte vorstellig werden, im Vergleich zu 
Einweisungen durch Rettungsdienst oder niedergelassene Ärzte, konnte aufgrund der 
kurzen Frist nicht erfolgen. 
Die Hochrechnung für das Jahr 2025 zeigt folgende Verteilung: 57% der Patientinnen und 
Patienten haben sich selbst vorgestellt, 19% wurden durch den Rettungsdienst eingeliefert 
und 15% wurden durch niedergelassene Ärztinnen und Ärzte eingewiesen. 
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Zu Frage 2: 
In den letzten drei Jahren war die durchschnittliche Verteilung der Patientinnen und 
Patienten auf die Dringlichkeitsstufen wie folgt:  
Von durchschnittlich 74.644 Fällen jährlich wurden 2.513 Fälle in der Kategorie „Sofortige 
Behandlung erforderlich“ eingestuft, was einem Anteil von 3,4 % entspricht. Weitere 7.859 
Patientinnen und Patienten wurden der Kategorie „Hohe Dringlichkeit“ zugeordnet, was 
etwa 10,4 % ausmacht. In die Kategorie „Mittlere Dringlichkeit“ fielen 21.459 Fälle und 
damit 28,7 % der Patientinnen und Patienten. Den größten Anteil bildete die Kategorie 
„Niedrige Dringlichkeit“ mit 36.289 Fällen beziehungsweise 48,75 %. Darüber hinaus 
wurden 3.664 Fälle der Stufe „Keine Dringlichkeit“ zugeordnet, was einem Anteil von 4,9 
% entspricht. Weiterhin erhielten 2.861 Fälle, die die Notaufnahme aufsuchten, keine 
Zuordnung in eine Dringlichkeitskategorie, was etwa 3,8 % der Patientinnen und Patienten 
entspricht. 
Während die absoluten Fallzahlen der Patientinnen und Patienten mit niedriger oder keiner 
Dringlichkeit in den letzten drei Jahren gestiegen sind, ist ihr Anteil am 
Gesamtaufkommen der Zentralen Notaufnahme jedoch von 55,6% in 2023 auf 51,6% 
leicht gesunken. 
Zu Frage 3: 
Da für das Klinikum Bremen-Mitte keine direkte Kooperation mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung besteht, ist die direkte Weiterleitung an den kassenärztlichen 
Bereitschaftsdienst von Patientinnen und Patienten, die keinen akuten 
behandlungsbedürftigen Notfall darstellen, nicht möglich. 
In der Regel kann die Behandlung trotzdem in der Zentralen Notaufnahme im Rahmen der 
vorhandenen Möglichkeiten erfolgen. Zu berücksichtigen ist dabei jedoch, dass akut 
schwer erkrankte Patientinnen und Patienten stets Vorrang haben und es dadurch zu 
langen Wartezeiten kommen kann. 
Alternativ wird über geeignete ambulante Versorgungsmöglichkeiten aufgeklärt, 
beispielweise eine zeitnahe Vorstellung beim Hausarzt beziehungsweise bei der 
Hausärztin oder die Inanspruchnahme des kassenärztlichen Bereitschaftsdienstes. 
 
 
Anfrage 6: Wo steht Bremen bei der Umstellung auf Elektrobusse? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Was ist der Sachstand bei der Umstellung der Busse des ÖPNV auf batterie-elektrische 
Antriebe („Elektrobusse“), welche laut Plan bis 2038 abgeschlossen sein soll (bitte sowohl 
die jährlichen Zielzahlen der Planungen für die notwendigen Busbeschaffungen und 
Infrastruktur als auch den jeweils erreichten Sachstand angeben)? 
 
2. Welche Kosten in welcher Höhe fallen insgesamt und für die einzelnen 
Umsetzungsschritte an? 
 
3. Wie werden diese Kosten ausfinanziert, und inwieweit sind die für 2026/2027 und 
2028/2029 anstehenden Beschaffungen haushalterisch abgebildet? 
 
Zu Frage 1: 
Die Bremer Straßenbahn AG (BSAG) verfolgt das Ziel, ihre gesamte Busflotte bis 
spätestens 2037 vollständig auf alternative Antriebe umzustellen.  
Bislang wurden 70 Elektrobusse beschafft und in den Betrieb integriert. Als nächstes sollen 
rund 45 Elektrobusse im Jahr 2029 beschafft werden. Weitere Busbeschaffungen sind für 
die Jahre 2032, 2035 und 2037 vorgesehen. 
Für die erforderliche Umrüstung der Infrastruktur wurde der Betriebshof Blumenthal im 
Jahr 2025 erweitert und für den Einsatz der neuen Fahrzeuge ertüchtigt. Als nächster 
zentraler Baustein ist der Neubau eines Betriebshofes im Industriehafen vorgesehen. Die 
Entwurfsplanung wird 2026 abgeschlossen, der Baubeginn ist für 2027 geplant, die 
Inbetriebnahme für 2029. Darüber hinaus wird bis Ende 2026 das Standortkonzept für den 
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Umbau der bestehenden Betriebshöfe in der Neustadt und in der Neuen Vahr 
abgeschlossen. Der Umbau dieser Betriebshöfe erfolgt Anfang bis Mitte der 30er Jahre.  
Zu Frage 2: 
Die derzeit veranschlagten investiven Kosten basieren auf überschlägigen Kostennoten mit 
Preisstand 2025. Im weiteren Planungs- und Konkretisierungsprozess werden diese 
Ansätze fortgeschrieben. Nach aktuellem Stand ist für die noch ausstehenden 
Umsetzungsschritte im Rahmen der vollständigen Umstellung der Busflotte von einem 
Gesamt-Investitionsvolumen in Höhe von rund 390 Mio. Euro auszugehen. Davon entfallen 
etwa 50 Mio. Euro auf den Neubau des Betriebshofes im Industriehafen, rund 180 Mio. 
Euro auf die weitere Beschaffung von Elektrobussen in vier Stufen sowie etwa 160 Mio. 
Euro auf die erforderlichen Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen an den bestehenden 
Betriebshöfen Neustadt und Vahr. Zusätzlich fallen voraussichtlich Planungskosten in Höhe 
von etwa 28 Mio. Euro an.  
Zu Frage 3: 
Zur weiteren Umstellung der Busflotte auf alternative Antriebe und zur Schaffung 
entsprechender Infrastruktur wird, wie bisher, der Einsatz von Bundes- und EU-Mitteln 
geprüft. 
 
 
Anfrage 7: Defekte Hublifte und Barrierefreiheit bei der Bremer Straßenbahn AG 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Bei wie vielen Straßenbahnen der Bremer Straßenbahn AG lagen im Januar 2026 
Fehlermeldungen zu Funktionseinschränkungen der Hublifte vor (bitte getrennt nach 
Kalenderwochen aufschlüsseln)? 
 
2. Bei wie vielen Bussen der Bremer Straßenbahn AG lagen im Januar 2026 
Fehlermeldungen zu Funktionseinschränkungen der Hublifte vor (bitte getrennt nach 
Kalenderwochen aufschlüsseln)? 
 
3. Welche Kriterien werden bei der Priorisierung für den barrierefreien Umbau von 
Haltestellen angewandt (zum Beispiel Fahrgastaufkommen, Knotenpunkte, Synergien mit 
anderen Baumaßnahmen, Einrichtungen für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen)? 
 
Zu Frage 1: 
Bei den Straßenbahnen lagen in Kalenderwoche eins drei Fehlermeldungen vor; in der 
Kalenderwoche zwei lagen sechs, in der Kalenderwoche drei lagen zehn, in der 
Kalenderwoche vier lagen neun und in der Kalenderwoche fünf lagen vier Fehlermeldungen 
vor. Die Anzahl der Fehlermeldungen bei Hubliften bildet allerdings nicht ab, wie viele 
Fahrzeuge mit defekten Hubliften im Fahrbetrieb unterwegs sind. 
Zu Frage 2: 
Aufgrund der bestehenden Fahrzeugreserve werden im Busbereich keine Fahrzeuge mit 
defekten Hubliften oder Hubliftstörungen im Fahrbetrieb eingesetzt. Vereinzelte Ausfälle 
können im Betrieb auftreten. Diese Busse werden bis zum Beheben des Fehlers nicht mehr 
eingesetzt. Bei den Bussen lagen in Kalenderwoche eins keine Fehlermeldungen vor; in 
Kalenderwoche zwei lagen drei, in der Kalenderwoche drei lagen siebenundzwanzig, in der 
Kalenderwoche vier lagen elf und in der Kalenderwoche fünf lagen sechs Fehlermeldungen 
vor. 
Zu Frage 3: 
In Bremen erfolgt die Bewertung von Bushaltestellen für einen barrierefreien Umbau auf 
Grundlage eines strukturierten Kriterienkatalogs. Ziel ist es, die vorhandenen Ressourcen 
so einzusetzen, dass eine größtmögliche Verbesserung der Barrierefreiheit für 
mobilitätseingeschränkte Menschen erreicht wird. 
Bei der Erstellung entsprechender Bewertungsgrundlagen wurden bislang grundsätzlich 
keine vollständigen Haltestellenpaare betrachtet, sondern jeweils einzelne Teilhaltestellen 
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separat beurteilt. Diese Vorgehensweise ermöglicht eine differenzierte Betrachtung der 
jeweiligen stadträumlichen und verkehrlichen Bedeutung jeder einzelnen Fahrtrichtung. 
In die fachliche Bewertung fließen insbesondere folgende Kriterien ein: 

• Die Anzahl der ein- und aussteigenden Fahrgäste, 
• Die Funktion der Haltestelle als wichtiger Umsteigepunkt bzw. Knotenpunkt im 

Liniennetz, 
• Die Nähe der Haltestelle zu Alten- und Pflegeeinrichtungen, Krankenhäusern, 

medizinischen Versorgungseinrichtungen, 
• oder zu Kindertagesstätten sowie Schulen, 

und mögliche Synergien mit anderen laufenden oder geplanten Baumaßnahmen. 
 
 
Anfrage 8: Ramadan-Beleuchtung auch in Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Olaf Zimmer, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 18. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Ist dem Senat bekannt, in welchen deutschen Großstädten es eine offizielle Ramadan-
Beleuchtung im öffentlichen Raum gibt und nach welchen Kriterien diese eingerichtet 
wurde? 
 
2. Wie wird die Advents- und Chanukka-Beleuchtung beziehungsweise -dekoration in der 
Bremer Innenstadt finanziert (zum Beispiel durch Senat, Wirtschaftsförderung, 
Händlergemeinschaften oder Sponsoren), und nach welchen Grundsätzen werden 
entsprechende Mittel bewilligt? 
 
3. Hält der Senat es ebenfalls für möglich, eine vergleichbare offizielle Ramadan-
Beleuchtung in Bremen einzurichten, und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Zeitraum könnte dies erfolgen? 
 
Zu Frage 1: 
Es gibt in mehreren deutschen Großstädten Ramadan-Beleuchtungen. Als eines der 
wichtigsten Feste im Islam, wollen die Städte damit u.a. Respekt zeigen, „Vielfalt aktiv 
leben“ und den Zusammenhalt stärken. Bezugnehmend auf verschiedene Presseartikel 
sind für 2026 „Happy Ramadan“-Leuchtschriften, islamische Leuchtsymbole und 
Illuminierungen von öffentlichen Gebäuden in den Städten Frankfurt am Main, Köln, Berlin 
und München geplant. Die konkreten Umsetzungen unterscheiden sich jedoch. 

• Frankfurt am Main: Im Jahr 2026 wird im dritten Jahr infolge feierliche „Ramadan-
Beleuchtung“ organisiert und installiert. Die Beleuchtung in der Innenstadt geht auf 
einen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zurück. Die Kosten werden 
vollständig aus dem städtischen Haushalt finanziert. Frankfurt am Main organisiert 
und finanziert die Ramadan-Beleuchtung selbst. 

• Köln: Die Stadt erteilt lediglich die Genehmigung zur Sondernutzung für die 
Straßenbeleuchtung (einzelne Straßenzüge). Die Planung, der Aufbau und die 
Finanzierung werden vollständig von dem privaten Verein „The Ramadan Project 
e.V.“ über Spenden und Crowdfunding getragen. 

• München: Ein Ausschuss des Stadtrats hat (erstmalig) Ende 2024 eine städtische 
Beleuchtung beschlossen. Auch dieses Jahr wird wieder mindestens ein städtisches 
Gebäude illuminiert. Die Stadt übernimmt die Organisation und Finanzierung; 
aktuell wird über eine Ausweitung der täglichen Beleuchtungszeiten von zwei auf bis 
zu acht Stunden diskutiert. 

• In Berlin gab es 2025 erstmals eine Beleuchtung zu Ramadan. Auch im Jahr 2026 
soll mindestens ein öffentliches Gebäude illuminiert werden.  

Zu Frage 2: 
Bei der Beleuchtung in der Bremer Innenstadt handelt es sich primär um eine allgemeine 
Winterbeleuchtung.  
Die Winterbeleuchtung kostet im Betrieb jährlich rund 70.000 Euro. Sie besteht aus etwa 
100.000 LED-Lichtern und wird mit Ökostrom betrieben. Diese Beleuchtung soll in der 
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dunklen Jahreszeit die Wirtschaft in der Innenstadt stärken und durch eine Aufwertung des 
öffentlichen Raumes Passantenfrequenzen erhöhen.  
Die Kosten teilen sich mehrere Gruppen: Anlieger, Grundstückseigentümer in den 
sogenannten Business Improvement Districts (z. B. das BID Ansgari und das BID 
Sögestraße) sowie Vereine und Interessensgemeinschaften wie die CityInitiative Bremen 
Werbung e.V., die weite Teile der Beleuchtung koordinieren und finanzieren.  
Neben der winterlichen Straßenbeleuchtung gibt es eine weitere bekannte Lichter-
Tradition in der Innenstadt: die Aufstellung des Chanukka-Leuchters. Hierbei handelt es 
sich um einen rund sechs Meter hohen, neunarmigen Leuchter, der alljährlich anlässlich 
des jüdischen Lichterfestes (Chanukka) auf dem Bremer Marktplatz oder dem Domshof 
aufgestellt wird. Im Gegensatz zur Winterbeleuchtung ist dies ein rein religiöses Projekt. 
Die Jüdische Gemeinde veranlasst, plant und bezahlt den Leuchter aus eigenen Mitteln. 
Der Senat unterstützt das Projekt ideell und administrativ, indem er auf Gebühren für den 
Platz verzichtet und symbolisch an der Eröffnung, etwa durch das Entzünden der Lichter 
durch den Bürgermeister, teilnimmt. 
Zu Frage 3: 
Eine Ramadan-Beleuchtung in Bremen wäre grundsätzlich möglich. Dabei könnten die 
praktischen Erfahrungen und Beispiele aus anderen Großstädten herangezogen werden, 
um verschiedene Modelle der Umsetzung und Finanzierung fundiert zu bewerten. Aufgrund 
der angespannten Haushaltslage und des Grundsatzes der Gleichbehandlung aller 
Religionsgemeinschaften bietet sich hierbei primär die Prüfung eines 
zivilgesellschaftlichen Trägermodells an. Ähnlich wie in Köln könnte ein privater Verein 
oder eine Initiative die Planung und Finanzierung über Spenden übernehmen. Die Stadt 
Bremen könnte ein solches Vorhaben wiederum administrativ unterstützen, beispielsweise 
durch die Prüfung einer Befreiung von Sondernutzungsgebühren für den öffentlichen 
Raum. Da der diesjährige Fastenmonat bereits Mitte Februar 2026 begonnen hat und 
entsprechende Genehmigungsvorläufe einzuhalten sind, wäre eine tatsächliche Umsetzung 
frühestens für den Ramadan im Jahr 2027 realistisch. 
 
 
Anfrage 9: Wann kommt das Windenergie-Pilotvorhaben in der Hansalinie? 
Anfrage der Abgeordneten Philipp Bruck, Dr. Emanuel Herold und Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche konkreten nächsten Schritte mit welchem Zeitplan plant der Senat zur 
Realisierung einer Windenergieanlage im dritten Bauabschnitt des Gewerbeparks 
Hansalinie nach dem positiven Vorbescheid für dieses wichtige Pilotvorhaben zur 
Vereinbarkeit von Windenergie und gewerblicher Nutzung? 
 
2. Welcher zeitliche Rahmen ist für das weitere Genehmigungs- und Umsetzungsverfahren 
vorgesehen, welche Risiken sieht der Senat dabei, und wie will er diesen begegnen? 
 
3. Wie stellt der Senat die erforderlichen Mittel sicher, um nach Abschluss des 
Genehmigungsverfahren eine schnelle Realisierung zu ermöglichen? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet:  
Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Realisierung von Windenergieanlagen in und 
im Umfeld von Wirtschaftsstandorten ohne maßgebliche Einschränkung der gewerblichen 
Entwicklungsperspektive werden durch die WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH 
derzeit zwei unterschiedliche Projekte konkret weiterverfolgt, die jeweils eigene 
Zielsetzungen und Rahmenbedingungen aufweisen. Diese Projekte tragen die Arbeitstitel 
„WEA3“ und „Amöbe“. 
Bei beiden Projekten wird die Errichtung einer genehmigungsfähigen Windenergieanlage 
mit einem Rotordurchmesser von ca. 160 Metern, einer Gesamthöhe von rund 200 Metern 
und einer Leistung von etwa 5 Megawatt untersucht. Daneben wird auch die 
Übertragbarkeit der am Standort des nachhaltigen Gewerbegebiets Lunedelta in 
Bremerhaven getroffenen Regelungen zur Integration von Windenergieanlagen an 
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Wirtschaftsstandorten geprüft. Im Gewerbegebiet Lunedelta wurde für die anzusiedelnden 
Unternehmen die Möglichkeit geschaffen, auf den eigenen Betriebsgrundstücken 
Windenergieanlagen mit einer Leistung von etwa 1.000 Kilowatt zu errichten. 
Beim sogenannten Projekt „WEA3“ im zweiten Bauabschnitt der dritten Baustufe des 
Gewerbeparks Hansalinie stand zunächst die grundsätzliche Klärung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für das Nebeneinander von Windenergie und gewerblicher Nutzung 
im Vordergrund. Nach mehrjähriger Verfahrensdauer liegt seit Januar 2026 ein 
immissionsschutzrechtlicher Vorbescheid nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz vor. 
Dieser Vorbescheid basiert auf den Ergebnissen einer Vielzahl von Gutachten zu 
unterschiedlichen Aspekten, die im Zuge der Errichtung und des Betriebs der 
Windenergieanlage zu berücksichtigen sind. Der Vorbescheid selbst sieht aufgrund der 
derzeit noch nicht vermarkteten Flächen keine einschränkenden Auflagen vor. Die für den 
Vorbescheid relevanten Gutachten weisen allerdings deutlich auf die einschränkenden 
Auswirkungen auf Genehmigungen für spätere gewerbliche Vorhaben in der Nachbarschaft 
hin. Eine detaillierte inhaltliche Auswertung des Vorbescheides, die damit verbundenen 
Konsequenzen sowohl für den Betrieb der Windenergieanlage als auch für die Nutzbarkeit 
der aktuell in Erschließung befindlichen Gewerbeflächen bei einer Realisierung der 
Windenergieanlage befinden sich derzeit in Prüfung. 
Die vorliegenden Gutachten zeigen, dass Einschränkungen sowohl für den Betrieb der 
Windenergieanlagen als auch für die anzusiedelnden Gewerbebetriebe zu erwarten sind, 
insbesondere unter der Annahme eines 0 % - Risikos der Genehmigungsstellen: 

• Die Vorgaben im Hinblick auf Sicherheitsabstände bei einem zu 
berücksichtigenden Eisabfall betreffen eine Fläche von 3,6 ha, die nur 
eingeschränkt gewerblich nutzbar wäre.  

• Unter Berücksichtigung der Vorgaben im Hinblick auf das Risiko des Abbruchs von 
Rotorblättern, eines möglichen Turmversagens und des Motorbrands wären 
Nutzungseinschränkungen für ca. 8,5 ha der aktuell in Erschließung befindlichen 
Gewerbefläche zu erwarten.  

• „Abschaltzeiträume“ für die Betreiber der Windenergieanlagen sind als Auflage zu 
erwarten.  

• Die für den Betrieb der Windenergieanlage zu berücksichtigenden 
Schallleistungspegel überschreiten die Nachtrichtwerte für die im Bebauungsplan 
ausgewiesene gewerbliche Nutzung insgesamt. Nutzungseinschränkungen für die 
anzusiedelnden Unternehmen würden für die gesamte, derzeit in der Erschließung 
befindliche Gewerbefläche bestehen. Wenn keine Reduktion der Lärmpotenziale für 
die anzusiedelnden Gewerbebetriebe erfolgen soll, müsste die Betreibende der 
Windenergieanlage Ertragseinbußen durch die zu berücksichtigende 
Leistungsbegrenzung der Anlage hinnehmen. Die Wirtschaftlichkeit der Anlage 
wäre dann beeinträchtigt. 

• Durch den Schattenwurf der sich drehenden Rotorblätter erfolgen Einschränkungen 
für die Bauvorhaben der Gewerbebetriebe (zum Beispiel Ausrichtung von 
Bürofenstern).  

• Mögliche Auswirkungen auf die in der dritten Baustufe des Gewerbeparks 
Hansalinie vorgesehene Nutzung bzw. Widmung der öffentlichen Straßen wurden 
noch nicht abschließend bewertet. 

Parallel wird die Beauftragung einer externen fachlichen Konzeptstudie vorbereitet, um die 
im Verfahren gewonnenen Erkenntnisse systematisch aufzubereiten und für weitergehende 
Fragestellungen zur Windenergie in Gewerbegebieten nutzbar zu machen. 
Unabhängig hiervon verfolgt die WFB ein weiteres Projekt im Umfeld des Gewerbeparks 
Hansalinie im planerischen Außenbereich der Stadt Bremen am sogenannten Standort 
„Amöbe“. Für dieses Projekt werden derzeit die Voraussetzungen für die Durchführung 
einer erforderlichen Änderung des Flächennutzungsplans geprüft. Dabei handelt es sich 
um ein Bauleitplanverfahren nach dem Baugesetzbuch mit Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Durch die Lage an einem Vogelschutzgebiet und auf einer 
Kompensationsfläche für das Gewerbegebiet ist die Notwendigkeit umfangreicher 
Untersuchungen im Rahmen des Verfahrens zu erwarten. Erst nach einem positiven 
Abschluss der Änderung des Flächennutzungsplans kann das verbindliche 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren nach Bundes-
Immissionsschutzgesetz beginnen. 
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Ein konkreter Zeitplan sowohl für eine Realisierung als auch für das weitere 
Genehmigungs- und Umsetzungsverfahren sowie der konkrete Umgang mit den 
ermittelten Risiken kann vor diesem Hintergrund derzeit nicht benannt werden. 
Zu Frage 3:  
Die Projektentwicklung erfolgt im Rahmen des wirtschaftsfördernden Auftrags der WFB im 
Eigenvermögen der Gesellschaft. Die Finanzierung der Planungs- und Entwicklungsschritte 
wird projektbezogen sichergestellt. 
Aussagen zu möglichen Investitions- oder Finanzierungsstrukturen für eine spätere 
Realisierung durch die WFB können erst nach Abschluss der planungs- und 
genehmigungsrechtlichen Verfahren sowie nach Vorliegen belastbarer wirtschaftlicher 
Grundlagen getroffen werden. 
 
 
Anfrage 10: Warum wurden Unibad und Hansewasserbad bei Sanierungsanträgen 
nicht berücksichtigt? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie hoch beziffert der Senat die aktuellen Sanierungsbedarfe an Unibad und Han-
sewasserbad jeweils? 
 
2. Aus welchen Gründen wurden Mittel aus der sogenannten Sportmilliarde 
beziehungsweise dem Programm für Schwimmbäder ausschließlich für ohnehin geplante 
Sanierungsmaßnahmen beantragt, ohne relevante Bäderstandorte wie Unibad und 
Hansewasserbad in die Prüfung einzubeziehen? 
 
3. In welchem Umfang können andere Bäderstandorte den Wegfall von Unibad und 
Hansewasserbad kompensieren, und welche zusätzlichen Wegezeiten ergeben sich für 
Schulen, Vereine und Öffentlichkeit? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat kann die aktuellen Sanierungsbedarfe für das Unibad nicht beziffern. Mit 
Senatsbeschluss vom 11. Juni 2024 wurde die endgültige Schließung des Unibads 
beschlossen. Eine Investition in die Ermittlung der Sanierungsbedarfe an dieser Stelle ist 
weder vertretbar noch zielführend. 
Der aktuelle Sanierungsbedarf für das hanseWasser Hallenbad wird seitens der Bremer 
Bäder GmbH auf etwa 8 bis 10 Mio. Euro geschätzt. 
Zu Frage 2: 
Die zur Verfügung stehenden Mittel aus der sogenannten Sportmilliarde sowie aus 
weiteren Förderprogrammen für Schwimmbäder sind begrenzt. Vor diesem Hintergrund 
musste eine Priorisierung der Maßnahmen erfolgen. 
Die Auswahl der beantragten Projekte orientiert sich am Bäderkonzept 2035. Dieses sieht 
vor, die vorhandenen Ressourcen gezielt auf Standorte zu konzentrieren, die langfristig 
eine tragfähige Bäderstruktur mit ausreichend Wasserflächen gewährleisten können. Ein 
besonderer Fokus liegt dabei unter anderem auf dem Neubau des Standorts Vegesack 
sowie auf der Sanierung und Stärkung bestehender Bäder mit größeren Wasserflächen. 
Das hanseWasser Hallenbad verfügt demgegenüber über eine vergleichsweise kleine 
Wasserfläche. Vor dem Hintergrund der begrenzten finanziellen Mittel und der 
strategischen Ausrichtung des Bäderkonzepts war es daher erforderlich, die verfügbaren 
Mittel auf prioritäre Standorte zu konzentrieren. Eine Sanierung aller 
sanierungsbedürftigen Bäderstandorte ist unter den gegebenen finanziellen 
Rahmenbedingungen nicht möglich. 
Mit der Senatsvorlage „Temporärer Weiterbetrieb des Unibads bis zum 31. Januar 2026 
und Übergabe an die Bremer Bäder GmbH“ wurde die Schließung des Unibads 
beschlossen. Der Betrieb wurde jedoch wegen der Verzögerung im Westbad bis Ende Juni 
verlängert. 
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Zu Frage 3: 
Die bisherigen Nutzerinnen und Nutzer des hanseWasser Hallenbads erhalten seitens der 
Bremer Bäder GmbH Ausweichangebote im Hallenbad Huchting, Schloßparkbad, OTeBAD 
sowie im neuen Westbad. 
Die bisher im hanseWasser Hallenbad genutzten Vormittagszeiten für den 
Schwimmunterricht der weiterführenden Schulen können vollständig kompensiert werden, 
sofern über 35% der Zeiten in das Westbad verlegt werden. Dies ist allerdings mit 
längeren Fahrtzeiten für die Schülerinnen und Schüler verbunden. 
Derzeit verbleibt ein Defizit von insgesamt 79,75 Bahnstunden am Nachmittag. 
Diesbezüglich befindet sich die Bremer Bäder GmbH bereits im Austausch mit der AG 
Badnutzende, bestehend aus DLRG, Landesschwimmverband, Landes-Kanuverband und 
Landes-Tauchverband. 
Eine Auswertung der Bremer Bäder GmbH hat gezeigt, dass aktuell nur im Südbad eine 
Nutzungsauslastung durch die Vereine in deren Nutzungszeiten erreicht wird, die der 
vertraglich vereinbarten Minimalnutzung entspricht. In den übrigen Bädern bleibt die 
tatsächliche Nutzung – teilweise sehr deutlich – hinter den vereinbarten Mindestwerten 
zurück. Vor diesem Hintergrund lässt sich festhalten, dass beim Vereinssport auch ein 
Auslastungsproblem vorliegt. Auch dies fließt in den erwähnten Austausch zur zukünftigen 
Verteilung der Wasserflächen mit ein. 
 
 
Anfrage 11: Durch generationengerechten Wohnungstausch in Bremen eine „stille 
Wohnraumreserve“ heben? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Kerstin Eckardt, Dr. Oğuzhan Yazıcı, 
Dr. Wiebke Winter und Fraktion der CDU 
vom 24. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Sollte der Senat im Bestand der kommunalen Wohnungsbaugesellschaften Bremens eine 
„stille Wohnraumreserve“ sehen, von welcher Größenordnung wird ausgegangen, und wie 
ist der Senat zu dieser Feststellung gelangt? 
 
2. Wie viele Mieterinnen und Mieter der BREBAU und GEWOBA haben in den vergangenen 
fünf Jahren einen Wohnungstausch angefragt (bitte differenziert nach Haushaltsgröße, 
Altersstruktur sowie dem Ziel des Tauschs [Verkleinerung beziehungsweise Vergrößerung] 
darstellen und angeben, wie viele dieser Anfragen erfolgreich umgesetzt wurden, und aus 
welchen Gründen Wohnungstausche gegebenenfalls nicht realisiert werden)? 
 
3. Welche Anreize zur Förderung für einen Wohnungstausch bieten die BREBAU und 
GEWOBA derzeit, und welche zusätzlichen Maßnahmen oder Verbesserungsmöglichkeiten 
sieht der Senat vor dem Hintergrund von Erfahrungen aus anderen Städten, um einen 
Wohnungstausch noch wirkungsvoller zu unterstützen? 
 
Zu Frage 1: 
Aus Sicht des Senats sind „stille Wohnraumreserven“ begrenzt. Selbst wenn Wohnungen 
rechnerisch unterbelegt erscheinen, werden sie nicht automatisch frei; Umzüge sind 
freiwillig und häufig an Quartier, Versorgung und persönliche Lebenslagen gebunden. Bei 
sehr niedrigem Leerstand, wie in Bremen gegeben, fehlt es oft an passenden Angeboten 
und ein Umzug bleibt aus. 
Nach Auskunft der Wohnungsbaugesellschaften gibt es zwar stille Wohnraumreserven, 
diese stellen jedoch keine relevante Größenordnung dar. 
Die GEWOBA hat dazu eine Auswertung eigener Bestands- und Mieterdaten zum Stichtag 
3. Februar 2026 vorgenommen. Betrachtet wurden Wohnungen mit vier oder mehr 
Zimmern, davon gibt es im Bremer Bestand rund 2.000. In dieser Gruppe wurden rund 
250 Haushalte identifiziert, bei denen die Hauptmieterin bzw. der Hauptmieter 65 Jahre 
oder älter ist, das sind rund 12 %. Das ist eine datenbasierte Annäherung an potenziell 
unterbelegte Wohnungen, aber kein kurzfristig mobilisierbarer Wohnraum. 
Die BREBAU weist darauf hin, dass bauliche Potenziale als eine weitere stille Reserve im 
Bestand laufend geprüft und – wenn umsetzbar – etwa im Zuge größerer Sanierungen 
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gehoben werden, zum Beispiel durch Dachgeschossausbau. Für kurzfristig verfügbare 
Reserven spricht nach BREBAU-Angaben jedoch ein effektiv kleiner Leerstand von nur 
0,93% Zudem hängen Wohnungswechsel von individuellen Wünschen ab und lassen sich 
daher nicht als feste „Reserve“ verlässlich beziffern. 
Zu Frage 2: 
Bei der GEWOBA ist eine vollständige Rückschau über fünf Jahre wegen 
datenschutzrechtlichen Löschfristen nicht möglich. Deshalb kann die GEWOBA nur die 
aktuell vorliegenden Suchbewegungen sowie Zahlen für 2025 berichten. 
Aktuell suchen 859 GEWOBA-Bestandsmieter:innen innerhalb der GEWOBA eine andere 
Wohnung. Davon suchen 338 Haushalte mit ein bis zwei Personen eine kleine Wohnung, 
79 Drei-Personen-Haushalte eine mittelgroße und 159 Haushalte ab vier Personen eine 
große Wohnung. Bei 283 Interessent:innen liegt keine Angabe zur Haushaltsgröße vor.  
Für 2025 gilt: Von 360 umgezogenen Haushalten sind 179 in eine größere Wohnung 
gewechselt (Wohnfläche ist um mindestens 10 Quadratmeter angestiegen), 36 in eine 
kleinere (Wohnfläche ist um mindestens 10 Quadratmeter gesunken) und bei 145 hat sich 
die Wohnfläche nicht signifikant verändert  
Bei der BREBAU können für den angefragten Zeitraum keine Zahlen zu Anfragen, Alters- 
und Haushaltsstrukturen sowie Umsetzungen übermittelt werden, weil diese Daten nicht 
vorgehalten werden. Hinzu kommt, dass sich der Zeitraum mit dem praktizierten 
Losverfahren deckt. Die BREBAU betont zugleich, dass Wohnungswechselwünsche im 
Rahmen der Kundenbetreuung – soweit sie vorgetragen werden – nach Möglichkeit 
begleitet wurden. 
Zu Frage 3: 
Die GEWOBA bietet ihren Mieter:innen Beratung und Hilfestellung bei der Wohnungssuche 
innerhalb der Gesellschaft an. Zugleich verweist die GEWOBA auf rechtliche und 
praktische Rahmenbedingungen bei Wohnungsübergaben: Wohnungen werden bei 
Neuvermietung renoviert übergeben und die Rückgabe muss entsprechend vorbereitet 
werden; das kann Wohnungstausche in der Praxis verlangsamen oder erschweren. 
Die BREBAU steht Mieter:innen serviceorientiert für Anliegen zur Wohnsituation zur 
Verfügung und prüft konkrete Wünsche individuell. Spezifische, gezielte Programme oder 
Anreize zur Förderung von Wohnungstauschen sieht die BREBAU nach eigener Aussage 
derzeit nicht vor. 
In der Gesamtschau zeigt sich, dass „Stille Wohnraumreserven“ bei den kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften nur in begrenztem Umfang aktivierbar sind – vor allem wegen 
sehr niedrigen Leerstands, freiwilliger und individueller Umzugsentscheidungen, teils 
fehlender rückwirkender Datengrundlagen und organisatorischer bzw. rechtlicher 
Rahmenbedingungen wie Losverfahren und Übergabeanforderungen. 
Andere Städte beschäftigen sich ebenfalls intensiv mit diesem Themenfeld. Die 
Erkenntnisse aus dem kommunalen Austausch mit Düsseldorf und Freiburg – in beiden 
Städten wurden digitale Wohnungstauschbörsen eingerichtet – sind ernüchternd, da trotz 
großer Werbemaßnahmen für die digitalen Plattformen nur wenige Wohnungstausche 
realisiert werden konnten. Der Mitteleinsatz stand folglich in keinem Verhältnis zu dem 
Ertrag, weswegen der Senat das Thema Wohnungstauschbörse nicht aktiv weiterverfolgt 
hat. 
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Anfrage 12: Müllproblem in Gröpelingen – wann handelt der Senat Bovenschulte? 
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 24. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Maßnahmen hat der Senat Bovenschulte ergriffen, um die illegalen 
Müllablagerungen im Stadtteil Gröpelingen wirksam einzudämmen? 
 
2. Im Senat und in der Stadtbürgerschaft wurden verschiedene Maßnahmen zur 
Bekämpfung illegaler Müllkippen beschlossen, welche dieser Maßnahmen wurden bislang 
umgesetzt, und mit welchem konkreten Erfolg? 
 
3. Welche spezifischen Maßnahmen sind für den Stadtteil Gröpelingen geplant, um die 
Bürger im Umgang mit wilden Müllkippen zu unterstützen, und welche Aktivitäten entfaltet 
die Quartiersmanagerin vor Ort in diesem Zusammenhang? 
 
Die Fragen 1 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Es wird eine Vielzahl an Maßnahmen umgesetzt, um illegale Ablagerungen zu reduzieren. 
Spezifisch für den Stadtteil Gröpelingen gehören dazu regelmäßige gemeinsame 
Sicherheits- und Sauberkeitsrundgänge in den Bereichen Ohlenhof und Lindenhof der Die 
Bremer Stadtreinigung, des Ordnungsdienstes und der Polizei, sowie die bedarfsgerechte 
Reinigung im Gröpelinger Zentrum. Kleinere Ablagerungen werden im Zuge der 
bedarfsgerechten Reinigung eingesammelt.  
Illegale Abfallablagerungen ohne erkennbare Verursacherhinweise werden einmal pro 
Woche von stark belasteten Straßen auch ohne vorherige Meldung abgefahren.  
Die Quartiersmanagerin beteiligt sich neben zahlreichen anderen Institutionen an der 
„Sicherheitspartnerschaft Gröpelingen“, auch an der entsprechenden Unter-AG, die das 
Thema illegale Müllkippen fokussiert. Das Programm „Wohnen in Nachbarschaften“ bietet 
bei Bedarf Projektfinanzierungen, die u. a. im Rahmen von Elternbildung Familien aufklären 
und korrektes Entsorgen schulen. Aus diesen Aktivitäten ist auch eine breite Beteiligung, z. 
B. bei „Bremen räumt auf“, hervorgegangen. 
Zu Frage 2: 
Die Bremer Stadtreinigung wird durch Kompetenzerweiterungen und Aufbau eines 
Kontrolldienstes mit den entsprechenden Rechten gestärkt werden, um die 
Abfallüberwachung zu verbessern, illegale Abfallablagerungen effektiver zu bekämpfen und 
die Stadtsauberkeit zu erhöhen. Derzeit befinden sich die notwendigen Änderungen der 
Rechtsvorschriften in der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Nach der Beteiligung 
der Deputation für Umwelt, Klima und Landwirtschaft und des Senats könnten die 
Änderungen Mitte 2026 in der Bürgerschaft beschlossen werden. 
Weiterhin werden parallel die Prozesse zur Entsorgung von illegalen Ablagerungen größer 
als 100 Liter auf öffentlichen Flächen durch DBS zusammen mit SUKW optimiert. 
Weitere sichtbare Erfolge werden im 2. Halbjahr 2026 erwartet. 
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Anfrage 13: Unfälle von älteren Menschen infolge von Glatteis  
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Dr. Wiebke Winter  
und Fraktion der CDU  
vom 25. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Unfälle infolge von Glatteis betrafen in den Wintermonaten Dezember 2025 bis 
dato Februar 2026 Personen ab 65 Jahren in der Stadtgemeinde Bremen, die zu schweren 
Verletzungen oder Krankenhausaufenthalten führten? 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat darüber vor, an welchen Orten (zum Beispiel 
Gehwege, Haltestellen des ÖPNV, Kreuzungen, Zuwege zu Pflege- und 
Senioreneinrichtungen) Seniorinnen und Senioren besonders häufig von Glatteisunfällen 
betroffen waren und gefährdet sind? 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen ergreift der Senat, um insbesondere ältere Menschen 
zukünftig bei Glatteislagen besser zu schützen? 
 
Zu Frage 1: 
Für die Auswertung wurden die Verkehrsunfälle im gesamten Stadtgebiet Bremen für den 
Zeitraum vom 1. Dezember 2025 bis zum 28. Februar 2026 betrachtet. Es wurden die 
Marker „winterglatt“ und „Verkehrsunfälle“ unter Beteiligung von Senior:innen der 
Altersgruppe 65+ gesetzt. Insgesamt wurden 715 Unfälle unter Beteiligung der 
Altersgruppe 65+ durch die Polizei Bremen erfasst. Hiervon wurde bei 114 Unfällen der 
Marker winterglatt gesetzt. Bei fünf Unfällen kam es in der Folge zu einem 
Personenschaden. Über die Anzahl der hierbei Verletzten kann zurzeit aufgrund eines 
technischen Problems bei der Polizei Bremen keine valide Aussage getroffen werden.  
Aufschluss über schwere Verletzungen oder Krankenhausaufhalte können grundsätzlich 
durch das offizielle System zur Verschlüsselung von Diagnosen in der ambulanten und 
stationären Versorgung in Deutschland getroffen werden, sie sog. ICD-10-GM (German 
Modification).  
ICD-10-Kodes von Unfällen infolge von Glatteis sind nicht vorgesehen. Damit stehen dem 
Senat für die Krankenhäuser der Stadtgemeinde Bremen keine statistisch auswertbaren 
Informationen zu Unfällen infolge von Glatteis zur Verfügung.  
Laut dem Rettungsdienst der Stadt Bremen weisen Mitarbeiter:innengespräche nur sehr 
vereinzelt auf witterungsbedingte Stürze infolge von Glatteis in den Wintermonaten 
Dezember 2025 bis dato Februar 2026 hin. Ein entsprechendes statistisches Merkmal wird 
hierbei jedoch nicht erhoben, sodass dem Senat auch hierzu keine statistisch 
auswertbaren Informationen zur Verfügung stehen. 
Zu Frage 2: 
In der polizeilichen Verkehrsunfallstatistik werden die Örtlichkeiten lediglich nach 
Straßennamen und wenn möglich nach Hausnummern erfasst. Alle anderen hier 
angefragten Örtlichkeiten werden statistisch nicht erfasst. 
Zu Frage 3: 
Die Bremer Stadtreinigung übernimmt den Winterdienst von Mitte Oktober bis Anfang 
April. Ist es glatt, rücken die großen Streufahrzeuge aus und befreien zunächst die 
Hauptverkehrsstraßen, die Straßenabschnitte mit Buslinienverkehr und wichtige Plätze von 
Schnee und Eis. Innerhalb von drei bis vier Stunden werden die wichtigsten Straßen 
gestreut. Ebenso vorrangig bearbeiten die Handkolonnen und kleinen Streufahrzeuge 
Ampelanlagen, Überwege, Brückenanlagen, relevante Haltestellen im Innenstadtbereich. 
Zudem sind private Anlieger:innen verantwortlich, Schnee zu räumen und zu streuen. 
Anlieger:innen müssen den Gehweg und die Fläche entlang des angrenzenden 
Grundstücks, einschließlich der Treppen, eis- und schneefrei halten.  
Das dargestellte System hat sich bewährt. Anpassungen sind daher nicht vorgesehen. 
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Anfrage 14: Verzögerungen beim Zeppelintunnel und Auswirkungen auf die 
Querspange Ost 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
der CDU 
vom 4. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche konkreten Ursachen liegen der anhaltenden Verzögerung bei der vollständigen 
Fertigstellung des Zeppelintunnels zugrunde, obwohl der Tunnel für den 
Straßenbahnbetrieb bereits seit August 2025 freigegeben ist? 
 
2. Welche Auswirkungen hat die Bauverzögerung am Zeppelintunnel auf den weiteren 
Zeitplan der Querspange Ost sowie auf die ursprünglich veranschlagten Gesamtkosten 
dieses Infrastrukturprojekts? 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen hat der Senat bislang ergriffen, um weitere 
Verzögerungen zu vermeiden und zusätzliche Verkehrsbeeinträchtigungen für die 
Bürgerinnen und Bürger so gering wie möglich zu halten? 
 
Zu Frage 1: 
Die Projektleitung des Vorhabens liegt bei der DB InfraGo. Nach den vorliegenden 
Informationen seitens der DB InfraGO soll die Verzögerung im Bauablauf, hier 
insbesondere bei den Arbeiten an Fahrbahn und Nebenanlagen, unterschiedliche Gründe 
haben. Zum einen sollen Baumaßnahmen Dritter innerhalb des Baufeldes länger als 
geplant gedauert haben. Zum anderen sorgte der langanhaltende Winter für nicht 
kalkulierte Verzögerungen bei temperaturabhängigen Arbeiten wie beispielsweise dem 
Asphalteinbau oder Markierungsarbeiten.  
In Hinblick auf die vorgezogene Freigabe der Straßenbahnachse ist anzumerken, dass 
diese fester Bestandteil der Bauablaufplanung war und damit planmäßig erfolgte.  
Zu Frage 2: 
Der Bau des Projekts „Linie 2 verbindet“ – welches früher Querspange Ost genannt wurde - 
ist insbesondere im Bereich der Steubenstraße aufgrund der dort geplanten Trogbauwerke, 
die unter einer Vollsperrung hergestellt werden müssen, direkt an den Abschluss der 
Arbeiten am Zeppelintunnel gebunden. 
Dies ist im Planfeststellungsbeschluss entsprechend festgelegt worden. Die Arbeiten zu 
den Trogbauwerken in der Steubenstraße können dort erst beginnen, wenn der 
Zeppelintunnel auch wieder für den Kfz-Verkehr freigegeben ist. Die Freigabe des 
Zeppelintunnels ist aktuell für Ende März 2026 vorgesehen. Der Auftrag für die 
Trogbauwerke wurde in diesem Jahr bereits vergeben.  
Zu Frage 3: 
Über das Amt für Straßen und Verkehr, dass die Belange der Stadtgemeinde Bremen in 
dem Projekt vertritt, steht der Senat in engem Kontakt mit der verantwortlichen DB 
InfraGo. Gemeinsam sind beide Parteien bestrebt, die Beeinträchtigungen für die 
Bürger:innen so gering wie möglich zu halten. Trotz der nicht abwendbaren 
Beeinträchtigungen durch andere Baumaßnahmen und deren verkehrlichen Auswirkungen 
konnten durch die Baustellenkoordination bei der Senatorin für Bau, Mobilität und 
Stadtentwicklung weitergehende Beeinträchtigungen im Bauablauf verhindert werden.  
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Anfrage 15: Was ist der Sachstand bei den Planungen zum Umbau des 
Helsingborger Platzes? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 6. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Was ist der derzeitige Planungsstand sowie der Stand der Ausführungsplanungen beim 
Umbau des Helsingborger Platzes in Bremen-Nord? 
 
2. Inwieweit existiert ein verbindlicher Zeitplan für die weiteren Planungs-, 
Ausschreibungs- und Bauphasen, und wann ist nach dem aktuellen Stand mit dem Beginn 
der Bauarbeiten zu rechnen? 
 
3. Welche Haushaltsmittel sind für das Projekt vorgesehen, und in welcher Höhe wurden 
entsprechende Gelder im Haushalt bereitgestellt beziehungsweise gebunden? 
 
Zu Frage 1: 
Im Rahmen der Planungen zur Umgestaltung des Helsingborger Platzes zu einem 
Quartiersplatz wurden die Leistungsphasen 1 bis 3 abgeschlossen und die Leistungsphase 
4 begonnen. 
Die Präsentation des Arbeitsstandes im Stadtteil ist am 26. Februar 2025 im 
Quartiersforum in Marßel erfolgt. Am 3. September 2025 ist zudem die straßenrechtliche 
Teilentwidmung des Helsingborger Platzes und eines Teils der Helsingborger Straße 
rechtsbeständig geworden. Diese Teilentwidmung ist eine rechtliche Grundlage für die 
weitere Fortsetzung der Maßnahme. 
In den nun anstehenden Leistungsphasen 4 und 5 liegt der Fokus auf der 
freiraumplanerischen Umgestaltung des Helsingborger Platzes zu einem attraktiven 
Quartiersplatz mit Spielbereich. Ebenfalls Gegenstand der Planung wird die mögliche 
Eingriffstiefe in den Straßenraum der teilentwidmeten Helsingborger Straße sein. 
Im Rahmen der Planung wurde besonderer Wert auf die Einbindung der lokalen Akteure 
gelegt. So wurde im Rahmen einer Bewohnerbeteiligung im Dezember 2024 eine 
Vorauswahl von Spielelementen für den Spielbereich getroffen. Die Bewohnerbeteiligung 
erfolgte durch Fragebögen an vier umliegenden Kitas und Schulen. Sie wurde ergänzt 
durch eine persönliche Befragung an der Gesamtschule Landskronastraße und am Kinder- 
und Familienzentrum Helsinkistraße. Die Ergebnisse dieser Beteiligung sind im Jahr 2025 
in die Planunterlagen eingeflossen. 
In diesem Zusammenhang ist als nächster Schritt die weitere Abstimmung mit dem Amt 
für Soziale Dienste vorgesehen, um die Platzgestaltung mit dem Spielraumförderkonzept 
abzugleichen. 
Zu Frage 2: 
Nach aktuellem Zeitplan ist die Leistungsphase 4 für das zweite Quartal 2026 vorgesehen. 
Der Beginn der Bauarbeiten ist für das zweite Quartal 2027 eingeplant. 
Zu Frage 3: 
Gemäß der vorliegenden Kostenberechnung wurden 510.000 Euro aus dem Programm 
„Wohnen in Nachbarschaften“ für die Maßnahme eingeplant. 
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Anfrage 16: Wie geht es mit dem hanseWasser-Bad weiter? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 9. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Mit welchem Ergebnis wurde geprüft, ob der Betrieb des hanseWasser-Bades ganz oder 
teilweise durch andere Träger fortgeführt werden könnte? 
 
2. Seit wann liegt dem Senat die Interessenbekundung des SV Werder Bremen hinsichtlich 
des Erwerbs der Immobilie vor, und in welcher Form und auf welcher Ebene haben hierzu 
Gespräch stattgefunden? 
 
3. Welche weiteren Akteure haben Interesse an einer Übernahme, Nutzung oder 
Entwicklung der Immobilie signalisiert, und wie ist das weitere Verfahren? 
 
Zu Frage 1 
Im Rahmen von Gesprächen mit den Verbänden (Landessportbund, 
Landesschwimmverband, Landestauchsport-Verband, Landes-Kanu-Verband und DLRG) 
zur Zukunft des hanseWasser Hallenbads, kam die Überlegung eines übergangsweisen 
Betriebs durch den Bremer Sport-Club auf. Ein Betrieb durch den Bremer Sport-Club ist 
aufgrund des baulichen Zustands des hanseWasser Hallenbads nur als kurzfristige 
Zwischenlösung denkbar und würde aufgrund des notwendigen Betriebskostenzuschusses 
nicht kostenneutral erfolgen. Angesichts des störungsanfälligen technischen Notbetriebs 
und der geschätzten Investitionskosten von 8 bis 10 Mio. Euro, bestehen erhebliche 
Unsicherheiten hinsichtlich des vorliegenden Sanierungsrisikos.  
Zu Frage 2 
Das schriftliche Kaufangebot des SV Werder Bremen ist auf den 16. Februar 2026 datiert. 
Zuvor fand ein Gespräch auf Arbeitsebene zwischen der Senatorin für Inneres und Sport, 
der Bremer Bäder GmbH, dem Sportamt, dem Bremer Sport-Club und Werder Bremen 
statt. 
Ein Verhandlungsmandat wurde vom Aufsichtsrat beschlossen.  
Zu Frage 3 
Im Rahmen der Ressortabfrage durch Immobilen Bremen zu potenziell interessierten 
Nutzerinnen und Nutzern innerhalb der Freien Hansestadt Bremen wurde von keinem 
Ressort Interesse an der Übernahme der Immobilie zurückgemeldet.  
 
 
Anfrage 17: Wo steht Bremen bei der Straßensanierung in Bremen-Nord? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 11. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welchen Zustand weisen die einzelnen Abschnitte der „Stader Landstraße“, der 
„Lesumer Heerstraße“ und „Unter den Linden“ in Bremen-Nord auf (bitte abschnittsweise 
mit Zustandsnote angeben), und wie bewertet der Senat den Gesamtzustand und die 
Verkehrssicherheit der Straßen? 
 
2. Für wann sind jeweils Notreparaturmaßnahmen sowie umfassende Sanierungen der 
jeweiligen Straßen geplant, und bis wann sollen die Sanierungsarbeiten abgeschlossen 
sein? 
 
3. Mit welchen Kosten wird jeweils gerechnet, und welche Finanzmittel sind wann in 
welchem Umfang für die Notreparaturen sowie für umfassende Sanierungsarbeiten an den 
Straßen eingeplant? 
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Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
„Zustandsnoten“ für einzelne Straßen und -abschnitte liegen dem Senat nicht vor. In 
einzelnen Abschnitten weisen die benannten Straßen eingeschränkte 
Gebrauchsfähigkeiten auf, sie sind jedoch in einem verkehrssicheren Zustand.  
Bis dato wurden zahlreiche Winterschäden beseitigt, indem Schlaglöcher/Fehlstellen mit 
Heißmaterial und Kaltmischgut geschlossen wurden. Bei einer Häufung von Schäden auf 
kurzen Abschnitten wurden und werden flächige Reparaturen vorgenommen (Erneuerung 
der Asphaltdecke). Diese Bereiche werden anhand der vorliegenden Schadensbilder und 
der Verkehrsbelastung der jeweiligen Straßen priorisiert. Restarbeiten sollen bis Ostern 
abgeschlossen werden.  
Größere Sanierungsbereiche sollen bis Herbst dieses Jahres durchgeführt worden sein. 
Die hierfür benötigten Ausschreibungen sind in Vorbereitung.  
Zu Frage 3: 
In den Haushaltsjahren 2026/2027 wurden neben den regulären Haushaltsmitteln i.H.v. rd. 
234 Mio. € in 2026 und 19,5 Mio. € in 2027 weitere 15 Mio. € für die Sanierung von 
Straßen – u.a. auch in Bremen-Nord – mit Finanzierung aus den LuKiFG-Mitteln 
beschlossen. 
Damit stehen im Vergleich zu den Vorjahren in 2026 mehr Mittel für die Erhaltung zur 
Verfügung. Gleichwohl ist durch die steigenden Baupreise bedingt nicht automatisch ein 
größerer Sanierungsumfang möglich. 
 


